
geprägte	und	daher	längst	existente
Rechtslage	ausführlich	erklären,	also
das	Gegenteil	von	Verrechtlichung.
Danach	folgten	in	immer	engerer
Schlagzahl	höchstrichterliche
Entscheidungen	im	Betreuungs-	und
Strafrecht,	das
Patientenverfügungsgesetz	2009	und
das	Patientenrechtegesetz	2013.	Unsere
eigenen	rechtlichen	Argumentationen
konnten	wir	mehr	und	mehr	durch	die
Verweise	auf	die	Rechtsprechung	und
die	Gesetzgebung	ersetzen.

Die	Grundrechte	bestimmen	das
Medizinrecht.	Dem	Patienten	gibt	das
Grundrecht	der	Selbstbestimmung
nach	Artikel	2	unserer	Verfassung	das
Recht,	jede	indizierte	ärztliche
Behandlung	zu	verbieten,	auch	wenn
sie	sein	Leben	verlängern	oder	gar
seine	Heilung	herbeiführen	VIIIkann.
Behandlungsverbote	kann	der	Patient



ebenso	aktuell	erklären	wie	vorsorgend
in	einer	Patientenverfügung.	Ein	Arzt
oder	ein	Pflegeheim,	die	gegen
Indikation	oder	Patientenwillen	eine
lebensverlängernde	Behandlung
durchführen,	begehen	eine
rechtswidrige	Körperverletzung.	Mit
einer	rechtswidrigen	Köperverletzung
macht	man	sich	nach	deutschem	Recht
haft-	und	strafbar.	Denn	der	Staat
schuldet	effektiven	Grundrechtsschutz
durch	Sanktionierung	von
Grundrechtsverletzungen	wie
rechtswidriger	Leidensverlängerung.
Über	die	Strafbarkeit	ist
höchstrichterlich	längst	entschieden
(BGH	2010).	Über	die	Haftung	wird	das
Bundesverfassungsgericht
voraussichtlich	im	Jahr	2021	seine
Entscheidung	verkünden.

Palliativmedizin	kann	Symptome
lindern,	aber	es	gibt	zum	Tode	führende



Erkrankungen,	die	mit	extremen
körperlichen	oder	seelischen
Beeinträchtigungen	einhergehen.	Für
einige	Menschen	stellt	für	solche
Verläufe	der	Suizid	eine	beruhigende
Option	dar.	Dass	ihnen	unsere
Verfassung	diesen	Weg	als	Grundrecht
garantiert,	bestätigten	2017	das
Bundesverwaltungsgericht	und	2020
das	Bundesverfassungsgericht.	Das
Recht,	sein	Lebensende	nach	eigener
Vorstellung	von	Würde	zu	gestalten,
garantiert	die	Verfassung
gleichermaßen	für	die
Patientenverfügung	wie	für	die
Selbsttötung.	Dass	dies	„unabhängig
von	Art	und	Stadium	einer
Erkrankung“	gilt,	ist	für	die
Patientenverfügung	schon	seit	2009	in
§	1901a	Abs.	3	BGB	verankert.	Für	den
Suizid	hat	es	nun	das
Bundesverfassungsgericht	genauso



ausgesprochen.	Man	muss	also	nicht
erst	krank,	schwer	krank	oder	gar
lebensbedrohlich	krank	sein,	um	durch
die	Ablehnung	ärztlicher	Behandlung
oder	durch	Suizid,	ggf.	mit	Suizidhilfe,
selbstbestimmt	und	nach	eigener
Vorstellung	von	Würde	sein
Lebensende	zuzulassen	bzw.
herbeizuführen.

Das	Bundesverfassungsgericht	hat
folglich	am	26.2.2020	die	Strafnorm	des
§	217	StGB,	das	„Verbot	der
geschäftsmäßigen	Förderung	der
Selbsttötung“	ersatzlos	für
verfassungswidrig	und	nichtig	erklärt,
ein	Lehrstück	zum	Verfassungsrecht	in
seinen	Auswirkungen	auf	das
Medizinrecht	am	Lebensende.

Das	System	ist	nun	wieder	in	sich
geschlossen.	Vier	Jahre	lang	musste
unsere	6.	Auflage	umfangreich	auf



diese	verfassungswidrige	Situation
IXeingehen.	§	217	StGB	bedrohte
Pflegekräfte,	Hospizhelfer,	Ärzte	oder
Anwälte,	wenn	sie	freiverantwortliche
Menschen	zum	Suizidwunsch
ergebnisoffen	beraten,	Hilfe	und
Begleitung	zusagen	und	dann	auch
leisten	wollten.	Das	ist	jetzt
Vergangenheit!	Mit	unseren
Verfassungsbeschwerden	konnten	wir
die	Interessen	von	Palliativmedizinern
erfolgreich	durchsetzen	und	so
zugleich	einen	Beitrag	zur	Stärkung	der
Patientenrechte	leisten!	Heute	können
Ärzte	wieder	nach	ihrem	Gewissen
entscheiden,	ob	sie	neben	allen
palliativmedizinischen	Angeboten	auch
freiverantwortliche	Menschen
begleiten,	die	selbst	ihrem	Leben	ein
vorzeitiges	Ende	setzen.	Die
wiedergewonnene	Freiheit	nimmt	allen
Berufen	rund	um	den	letzten


